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1. Steuerliche Behandlung von Spenden an politische Parteien und kommunale  
 Wählervereinigungen 
 
Spenden: Zuwendungen an politische Parteien und an unabhängige Wählervereinigungen i. S. des Par-
teiengesetzes (PartG) sind bis zur Höhe von insgesamt 1.650 € und im Fall der Zusammenveranlagung 
bis zur Höhe von 3.300 € im Kalenderjahr steuerlich begünstigt. Die Ermäßigung beträgt 50 % der Aus-
gaben, höchstens jeweils 825 € (Unverheiratete) bzw. 1.650 € (Zusammenveranlagte). Der Betrag wird 
direkt von der Steuerschuld abgezogen. 
 
Beispiel: Parteifreund A spendet an seine Partei 2.000 €. Seine tarifliche Einkommensteuerbelastung 
beträgt 15.000 €. A kann 50 % von 1.650 € steuerlich als Zuwendung ansetzen. Seine Einkommensteu-
erbelastung reduziert sich um (15.000 € – 50 % von 1.650 € =) 825 € auf 14.175 €. Den Restbetrag in 
Höhe von (2.000 € – 1.650 € =) 350 € kann Parteifreund A als Sonderausgaben (siehe nachfolgend) 
geltend machen. 
 
Sonderausgaben: Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke können – unter weiteren Voraus-
setzungen – zusätzlich mit insgesamt bis zu 20 % des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 4  ‰ der 
Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter als Sonder-
ausgaben abgezogen werden. 
 
Wählervereinigungen, die nicht an den Bundestags- oder Landtagswahlen teilnehmen, sind nach Auf-
fassung des Bundesfinanzhofs in seiner Entscheidung vom 20.3.2017 keine Parteien i. S. des PartG. 
Demnach kommt für solche Wählervereinigungen der Sonderausgabenabzug nicht in Betracht. 
 
Verfassungsfeindliche Parteien: Am 7.7.2017 stimmte der Bundesrat einer vom Bundestag beschlos-
senen Grundgesetzänderung und einem entsprechenden Begleitgesetz zu, wonach verfassungsfeindliche 
Parteien künftig keine staatlichen Gelder mehr erhalten. Danach kann das Bundesverfassungsgericht 
verfassungsfeindliche Parteien von der staatlichen Finanzierung ausschließen. Antragsteller eines sol-
chen Verfahrens können Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung sein.  
 
Bitte beachten Sie! Mit dem Entzug der staatlichen Gelder entfallen auch steuerliche Begünstigungen 
und Zuwendungen an diese Parteien. Der Finanzierungsausschluss gilt für 6 Jahre, ist aber verlängerbar. 
 
Spendennachweis: Bei Spenden bis 200 € reicht ein „vereinfachter Nachweis“ (Einzahlungsbeleg, 
Kontoauszug oder PC-Ausdruck beim Online-Banking). Seit dem 1.1.2017 müssen die Zuwendungsbe-
stätigungen nur noch nach Aufforderung durch das Finanzamt vorgelegt werden.  
 
Alternativ kann der Zuwendungsempfänger die Zuwendungsbestätigung aber auch direkt elektronisch 
an das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender dazu bevollmächtigt. In diesem Fall braucht der 
Zuwendende keine Bestätigung über die Zuwendung aufzubewahren. 
 
 
2. Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz – Neuregelungen auch bei der  
 Steuerklassenwahl und dem Kindergeld 
 
Am 2.6.2017 passierte das sogenannte Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz den Bundesrat. Es enthält 
eine Vielzahl an steuerlichen Anpassungen und Änderungen quer durch die Steuergesetze. 
 
Vorrangiges Ziel des Gesetzes ist es, die Möglichkeiten einer Steuerumgehung mittels sog. „Briefkas-
tenfirmen“ zu erschweren. Durch erhöhte Transparenz, verbunden mit erweiterten Mitwirkungspflich-
ten, sowohl durch die Steuerpflichtigen als auch durch Dritte (Banken), sowie neuer Ermittlungsbefug-
nisse der Finanzbehörden sollen Domizilgesellschaften künftig wirksamer erkannt werden können. Da-
mit steigt das Entdeckungsrisiko und erhöht dadurch auch die präventive Wirkung. 
 



Zu den wichtigsten vorgesehenen Maßnahmen zählen: 
 
 Das sog. steuerliche Bankgeheimnis wird aufgehoben.  
 Sammelauskunftsersuchen durch die Finanzbehörden werden klarer definiert. Ermittlungen „ins 

Blaue hinein“ bleiben aber weiterhin unzulässig. 
 Das Kontenabrufverfahren für Besteuerungszwecke wird auf die Erhebung von Rückforderungsan-

sprüchen für bundesgesetzlich geregelte Steuererstattungen und Steuervergütungen (z. B. Kinder-
geld) ausgeweitet. Künftig können auch Fälle ermittelt werden, in denen ein inländischer Steuer-
pflichtiger Verfügungsberechtigter oder wirtschaftlich Berechtigter eines Kontos oder Depots einer 
natürlichen Person, Personengesellschaft, Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
mit Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz, Hauptniederlassung oder Geschäftsleitung außerhalb 
des Geltungsbereichs der Abgabenordnung ist.  

 Das Bundeszentralamt für Steuern kann auf sämtliche in der Kontenabruf-Datei enthaltene Daten 
zugreifen.  

 Die Aufbewahrungsfrist für Kontenabrufdaten bei Kreditinstituten nach einer Kontenauflösung wird 
auf 10 Jahre verlängert. 

 Die Anzeigepflicht für den Erwerb von qualifizierten Beteiligungen an ausländischen Gesellschaften 
wird vereinheitlicht und gilt insbesondere für unmittelbare und mittelbare Beteiligungen gleicherma-
ßen – bereits ab einer 10 %igen Beteiligung.  

 Künftig müssen auch Geschäftsbeziehungen zu Personengesellschaften, Körperschaften, Personen-
vereinigungen oder Vermögensmassen in Drittstaaten (Drittstaat-Gesellschaft), auf die unmittelbar 
oder mittelbar beherrschender Einfluss besteht, angezeigt werden. Pflichtverletzungen können mit 
Bußgeldern bis zu 25.000 € belegt werden. 

 Steuerpflichtige, die allein oder zusammen mit nahestehenden Personen unmittelbar oder mittelbar 
einen beherrschenden oder bestimmenden Einfluss auf gesellschaftsrechtliche, finanzielle oder ge-
schäftliche Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft ausüben können, müssen Unterlagen 6 Jah-
re lang aufbewahren und Außenprüfungen ohne Begründung zulassen. 

 In Zukunft werden Banken umfangreicher in Anspruch genommen. Im Rahmen der Legitimations-
prüfung müssen Kreditinstitute auch das steuerliche Identifikationsmerkmal des Kontoinhabers und 
das jedes anderen Verfügungsberechtigten bzw. jedes anderen wirtschaftlich Berechtigten erheben 
und aufzeichnen und die Identifikationsnummer kontinuierlich überwachen und aktualisieren. Aus-
genommen sind Konsumentenkredite bis max. 12.000 €. 

 Im Falle einer Steuerhinterziehung verlängert sich die Zahlungsverjährungsfrist von 5 auf 10 Jahre.  
 Die fortgesetzte Steuerhinterziehung durch verdeckte Geschäftsbeziehungen zu einer beherrschten 

Drittstaat-Gesellschaft wurde in den Katalog der besonders schweren Fälle einer Steuerhinterziehung 
aufgenommen; eine strafbefreiende Selbstanzeige hierzu wird ausgeschlossen.  

 
Mit dem Gesetz sind neben den Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerumgehung noch weitere Ände-
rungen beschlossen worden, die nichts mit Steuerumgehung zu tun haben. So wurde überraschend 
noch eine Änderung zum Kindergeld eingefügt, mit der ein Kindergeldantrag nur noch für 6 Mo-
nate rückwirkend gestellt werden kann. Neu aufgenommen wurde auch eine Datenübermittlung 
durch das Bundeszentralamt für Steuern an die Familienkasse. Des Weiteren erfolgt künftig die Ein-
stufung beider Ehegatten nach der Heirat automatisch in Steuerklasse IV. Dies gilt auch, wenn 
nur einer der beiden ein Gehalt bezieht. 
 
Ein Steuerbescheid kann in Zukunft zugunsten des Steuerpflichtigen aufgehoben oder geändert werden, 
wenn die übermittelten Daten zu seinen Ungunsten unrichtig sind. Das gilt jedoch nur, wenn diese Da-
ten rechtserheblich sind. 
 
Inkrafttreten: Das Gesetz trat am 24.6.2017 in Kraft. Die Änderungen zum Kindergeld und der steuer-
lichen Eingruppierung von Ehegatten hingegen treten erst am 1.1.2018 in Kraft. 
 
 



3. Neuregelungen bei den GWG und Sanierungserträgen durch das  
 Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 
 
Mit dem vom Bundesrat am 2.6.2017 verabschiedeten Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zu-
sammenhang mit Rechteüberlassungen werden die steuerliche Abzugsmöglichkeit für Lizenzaufwen-
dungen und andere Aufwendungen für Rechteüberlassungen, die beim Empfänger nicht oder nur niedrig 
besteuert werden, eingeschränkt.  
 
Darüber hinaus sind in dem Gesetzespaket verschiedene Maßnahmen enthalten, die für die meisten 
Steuerpflichtigen interessant sein dürften. Dazu gehören 
 
 die Anhebung der Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) zur Sofortabschreibung von 

410 € auf 800 €,  
 die Anhebung der unteren Wertgrenze zur Bildung eines Sammelpostens bei GWG von 150 € auf 

250 € sowie 
 die Einführung einer Steuerbefreiung von Sanierungserträgen unter Verhinderung von Doppelbe-

günstigungen. 
 
Seit der Entscheidung des Großen Senats des Bundesfinanzhofs vom 28.11.2016 zur Steuerbefreiung 
von Sanierungsgewinnen sind Steuerpflichtige verunsichert, ob die bisherige Verwaltungsregelung wei-
ter anzuwenden ist. Die Steuerfreiheit für Erträge aus unternehmensbezogenen Sanierungen ist nunmehr 
im Gesetz aufgenommen worden. Neben dem Ertrag aus der Sanierung eines sanierungsbedürftigen und 
sanierungsfähigen Unternehmens ist auch die Schuldenbefreiung im Rahmen eines Insolvenzverfahrens 
begünstigt. Hier kommt es zu einer rückwirkenden Anwendung der Regelungen nach dem 8.2.2017. Zu 
deren Gültigkeit bedarf es jedoch noch der Zustimmung durch die Europäische Kommission. 
 
Dieses Gesetz trat am 4.7.2017 in Kraft. Die Anpassung der GWG-Grenzen gilt jeweils für Anschaf-
fungen bzw. Herstellungen nach dem 31.12.2017. 
 
 
4. Übernahme der Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde 
 
Kleine Geschenke erhalten die Freundschaft und im Geschäftsleben auch die Kunden. Aufwendungen 
für Geschenke an Geschäftsfreunde sind grundsätzlich nicht als Betriebsausgaben abziehbar. Das gilt 
aber dann nicht, wenn die Kosten pro Empfänger und Wirtschaftsjahr 35 € nicht übersteigen. Das Ab-
zugsverbot soll verhindern, dass unangemessener Repräsentationsaufwand vom Steuerpflichtigen auf 
die Allgemeinheit abgewälzt wird. 
 
Solche Geschenke, die die Geschäftsbeziehung fördern oder Neukunden anziehen sollen, können beim 
Empfänger zu einkommensteuerpflichtigen Einnahmen führen. Müsste der Empfänger den Wert ver-
steuern, würde der Zweck des Geschenks vereitelt. Deshalb ist es dem Schenkenden gestattet, die auf 
das Geschenk entfallende Einkommensteuer des Beschenkten zu übernehmen. Dafür wird die Steuer bei 
ihm mit einem Pauschsteuersatz von 30 % erhoben. Durch die Übernahme der Versteuerung kommt es 
zu einem sog. „Steuergeschenk“. 
 
Diese Steuer hat der BFH nun als weiteres Geschenk beurteilt mit der Folge, dass diese das steuerliche 
Schicksal der Zuwendung teilt. Ein Betriebsausgabenabzug kommt danach nicht in Betracht, wenn der 
Wert des Geschenks und die dafür anfallende Pauschalsteuer insgesamt 35 € übersteigen. Damit ist das 
Abzugsverbot auch dann anzuwenden, wenn diese Betragsgrenze erst aufgrund der Höhe der Pauschal-
steuer überschritten wird. 
 
Anmerkung: Nach dieser Entscheidung kommt ein Betriebsausgabenabzug nicht in Betracht, wenn der 
Wert des Geschenks und die anfallende Pauschalsteuer insgesamt 35 € übersteigen. Das Abzugsverbot 
kommt demnach auch dann zum Tragen, wenn diese Betragsgrenze erst aufgrund der Höhe der Pau-
schalsteuer überschritten wird. Will der Schenker für den Kunden auch die Pauschalsteuer von 30 % 



zzgl. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer übernehmen, darf der Wert des Geschenkes nicht mehr als 
25,21 € betragen.  
 
 
5. Kein doppelter Abzug für die Nutzung von zwei Arbeitszimmern in  
 verschiedenen Orten 
 
Grundsätzlich besteht ein Abzugsverbot für Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer. Aufwen-
dungen für häusliche Arbeitszimmer sind jedoch steuerlich abziehbar, wenn für die betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die Höhe der abziehbaren Aufwen-
dungen ist dabei auf 1.250 € im Jahr begrenzt. Ein darüber hinausgehender Abzug ist nur möglich, wenn 
das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Betätigung bildet. 
 
Bislang ist der Bundesfinanzhof (BFH) von einem objektbezogenen Abzug der Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer ausgegangen. Die abziehbaren Aufwendungen waren hiernach unabhängig 
von der Zahl der nutzenden Personen auf insgesamt 1.250 € im Jahr begrenzt. 
 
In zwei Entscheidungen vom 15.12.2016 machte der BFH nunmehr eine Kehrtwende zugunsten der 
Steuerpflichtigen, die mit weiteren Personen ein häusliches Arbeitszimmer nutzen. Nach diesen Ent-
scheidungen ist die Höchstbetragsgrenze von 1.250 € im Jahr personenbezogen anzuwenden, so-
dass jeder von ihnen seine Aufwendungen hierfür bis zu dieser Obergrenze einkünftemindernd geltend 
machen kann.  
 
In seiner Entscheidung vom 9.5.2017 stellt der BFH aber klar, dass der personenbezogene Höchstbetrag 
für den Abzug von Aufwendungen eines Steuerpflichtigen auch bei der Nutzung von mehreren häus-
lichen Arbeitszimmern in verschiedenen Haushalten auf 1.250 € begrenzt ist.  
 
 
6. Voraussetzung für Abschreibung beim Erwerb von Vertragsarztpraxen 
 
Wird eine Vertragsarztpraxis samt der zugehörigen materiellen und immateriellen Wirtschaftsgüter der 
Praxis, insbesondere des Praxiswerts, als Chancenpaket erworben, ist der Vorteil aus der Zulassung als 
Vertragsarzt untrennbar im Praxiswert als abschreibbares immaterielles Wirtschaftsgut enthalten. Auf 
dieser Grundlage besteht die Abschreibungsberechtigung auf den Praxiswert und die übrigen erworbe-
nen Wirtschaftsgüter der Praxis. 
 
Dies gilt nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 21.2.2017 auch dann, wenn eine 
Gemeinschaftspraxis eine Einzelpraxis unter der Bedingung erwirbt, die Vertragsarztzulassung des Ein-
zelpraxisinhabers im Nachbesetzungsverfahren einem Gesellschafter der Gemeinschaftspraxis zu ertei-
len.  
 
Maßgeblich für einen beabsichtigten Erwerb der Praxis als Chancenpaket ist, dass Veräußerer und Er-
werber einen Kaufpreis in Höhe des Verkehrswerts der Praxis oder sogar einen darüberliegenden Wert 
vereinbarten. Dabei spielt es keine Rolle, dass die Gemeinschaftspraxis nicht beabsichtigte, die ärztliche 
Tätigkeit in den bisherigen Räumen des Einzelpraxisinhabers fortzusetzen.  
 
Der Erwerber einer Vertragsarztpraxis ist jedoch nur dann zur Abschreibung (AfA) des Praxiswerts und 
des miterworbene Inventars berechtigt, wenn Erwerbsgegenstand die gesamte Praxis und nicht nur eine 
Vertragsarztzulassung ist. Ist dies nicht der Fall, verneint der BFH in seiner zweiten Entscheidung vom 
gleichen Tag die AfA-Berechtigung des Erwerbers in vollem Umfang.  
 
Das trifft insbesondere zu, wenn der Neugesellschafter nur den wirtschaftlichen Vorteil aus der auf ihn 
überzuleitenden Vertragsarztzulassung gekauft hat und weder am Patientenstamm der früheren Einzel-
praxis noch an anderen wertbildenden Faktoren ein Interesse hatte.  
 



Dieses Wirtschaftsgut ist nicht abschreibbar, da es keinem Wertverzehr unterliegt. Der Inhaber kann 
eine ihm unbefristet erteilte Vertragsarztzulassung, solange er sie innehat, in Anspruch nehmen. Er kann 
zudem den aus ihr resultierenden wirtschaftlichen Vorteil im Rahmen eines Nachbesetzungsverfahrens 
durch eine Überleitung der Zulassung auf einen Nachfolger verwerten. Daher erschöpft sich der Wert 
des immateriellen Wirtschaftsgutes des wirtschaftlichen Vorteils aus der Vertragsarztzulassung nicht in 
einer bestimmten bzw. bestimmbaren Zeit. 
 
 
7. Abschreibung des Nichteigentümer-Ehegatten bei betrieblicher Nutzung  
 des Ehegattengrundstücks 
 
Entscheidend für die Berechtigung zum Abzug von Anschaffungskosten durch Abschreibung (AfA) als 
Betriebsausgaben ist nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 21.2.2017 nicht das Eigentum 
am Wirtschaftsgut, für das die AfA als Aufwand berücksichtigt werden soll, sondern dass der Steuer-
pflichtige die Aufwendungen im eigenen betrieblichen Interesse selbst trägt.  
 
Der Abzug der vom Steuerpflichtigen zur Einkunftserzielung getätigten Aufwendungen kann auch dann 
vorgenommen werden, wenn und soweit diese Aufwendungen auf in fremdem Eigentum stehende Wirt-
schaftsgüter erbracht werden. In diesen Fällen wird der Aufwand „wie ein materielles Wirtschaftsgut“ 
behandelt.  
 
Das bedeutet, dass die Herstellungskosten für ein fremdes Gebäude als Posten für die Verteilung eige-
nen Aufwands zu aktivieren und nach den für Gebäude im Privatvermögen geltenden AfA-Regeln abzu-
schreiben sind. 
 
Aus dem Grundsatz der persönlichen Leistungsfähigkeit ergibt sich jedoch auch, dass der Steuerpflich-
tige die Aufwendungen persönlich tragen muss. Ist dies nicht der Fall, ist bei der Ermittlung des Ge-
winns keine AfA für das von ihm betrieblich genutzte Gebäudeteil als Betriebsausgabe zu berücksichti-
gen. 
 
Anmerkung: Wird ein Darlehen zur Finanzierung der Anschaffung des Gebäudes allein vom Ehegatten 
des Steuerpflichtigen aufgenommen und die Zahlungen zur Tilgung dieses Darlehens von einem ge-
meinsamen Oder-Konto der Eheleute geleistet, so werden sie jeweils für Rechnung desjenigen geleistet, 
der den Betrag schuldet, sofern keine besonderen Vereinbarungen getroffen wurden. Gleichgültig ist, 
aus wessen Mitteln das Guthaben auf dem Konto stammt. Hier kommt es also grundsätzlich auf die 
Vertragsgestaltung an. 
 
 
8. Aufdeckung stiller Reserven bei Ausscheiden aus einer Personengesellschaft 
 
Nach 2 Entscheidungen des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 16.3.2017 und 30.3.2017 können Gesell-
schafter künftig weitergehend als bisher gewinnneutral und damit ohne Aufdeckung stiller Reserven aus 
ihren Personengesellschaften ausscheiden. Nach den Urteilen liegt eine sog. gewinnneutrale Realteilung 
in allen Fällen der Sachwertabfindung eines ausscheidenden Gesellschafters vor, wenn er die erhaltenen 
Wirtschaftsgüter weiter als Betriebsvermögen verwendet.  
 
Eine Buchwertfortführung wird danach auch dann ermöglicht, wenn der ausscheidende Gesellschafter 
lediglich Einzelwirtschaftsgüter ohne sog. Teilbetriebseigenschaft erhält. Damit wendet sich der BFH 
ausdrücklich gegen die Auffassung der Finanzverwaltung in ihrem Schreiben vom 20.12.2016, die eine 
Gewinnneutralität nur dann gewähren will, wenn der ausscheidende Gesellschafter einen Teilbetrieb 
oder einen Mitunternehmeranteil erhält. 
 
Der Auflösung der Gesellschaft mit anschließender Verteilung der Wirtschaftsgüter des Gesellschafts-
vermögens unter den Gesellschaftern wird damit das Ausscheiden eines Gesellschafters aus einer fort-
bestehenden Gesellschaft gleichgestellt. 



 
Anmerkung: Das Thema ist sehr komplex. Auch wenn der BFH hier den Steuerpflichtigen beim Aus-
scheiden aus einer Gesellschaft entgegengekommen ist, sollten Sie bei entsprechenden Absichten unbe-
dingt vorher steuerlichen Rat einholen, damit eine steueroptimale Gestaltung erfolgen kann. 
 
 
9. Unterhaltspflicht steht Pflegefreibetrag bei der Erbschaftsteuer nicht entgegen 
 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 10.5.2017 steht eine gesetzliche Unter-
haltspflicht zwischen Personen, die in gerader Linie miteinander verwandt sind, der Gewährung des 
erbschaftsteuerlichen Pflegefreibetrags nicht entgegen. Hat ein Kind einen pflegebedürftigen Elternteil 
zu Lebzeiten gepflegt, ist es berechtigt, nach dem Ableben des Elternteils bei der Erbschaftsteuer den 
sog. Pflegefreibetrag in Anspruch zu nehmen.  
 
Da Pflegeleistungen üblicherweise innerhalb der Familie, insbesondere zwischen Kindern und Eltern 
erbracht werden, liefe die Freibetragsregelung bei Ausschluss dieses Personenkreises nahezu leer. 
 
Anmerkung: Die Finanzverwaltung hat den Freibetrag nicht gewährt, wenn der Erbe dem Erblasser 
gegenüber gesetzlich zur Pflege oder zum Unterhalt verpflichtet war. Der Entscheidung des BFH 
kommt im Erbfall wie auch bei Schenkungen große Praxisrelevanz zu. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei, dass der Erbe den Pflegefreibetrag nach dem Urteil auch dann in Anspruch nehmen kann, wenn 
der Erblasser zwar pflegebedürftig, aber z. B. aufgrund eigenen Vermögens im Einzelfall nicht unter-
haltsberechtigt war. 
 
 
10. Bundesfinanzhof zweifelt an der Umsatzsteuerpflicht für Fahrschulen 
 
Unterrichtsleistungen für den Erwerb der Fahrerlaubnisklassen B (Pkw-Führerschein) und C1 sind nach 
„nationalem Recht“ umsatzsteuerpflichtig. Fahrschulen sind nach dem Umsatzsteuergesetz keine allge-
meinbildenden oder berufsbildenden Einrichtungen.  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) zweifelt aber an der Umsatzsteuerpflicht für die Erteilung von Fahrunter-
richt zum Erwerb der genannten Fahrerlaubnisklassen. Nach der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist Unterricht, den sog. anerkannte Einrichtun-
gen oder Privatlehrer erteilen, von der Umsatzsteuer zu befreien.  
 
Mit Beschluss vom 16.3.2017 hat der BFH dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) daher die 
Frage vorgelegt, ob Fahrschulen insoweit steuerfreie Leistungen erbringen. Damit soll geklärt werden, 
ob der Fahrschulunterricht aus Gründen des Unionsrechts umsatzsteuerfrei ist. Im Bereich der Umsatz-
steuer hat der nationale Gesetzgeber die Bindungen der EG-Richtlinie über das gemeinsame Mehrwert-
steuersystem zu beachten. Setzt das nationale Recht eine Steuerfreiheit der Richtlinie nur ungenügend 
um, besteht für den Steuerpflichtigen die Möglichkeit, sich auf die Richtlinie zu berufen. 
 
Im entschiedenen Fall bejaht der BFH den Unterrichtscharakter der Fahrschulleistung. Die zusätzlich 
erforderliche Anerkennung kann sich daraus ergeben, dass der Unterrichtende die Fahrlehrerprüfung 
nach dem Gesetz über das Fahrlehrerwesen abgelegt haben muss. Des Weiteren kommt auch eine Steu-
erfreiheit als Privatlehrer in Betracht. 
 
Anmerkung: Die nunmehr vom EuGH zu treffende Entscheidung ist von erheblicher Bedeutung für die 
Umsatzbesteuerung aller Fahrschulen in der Bundesrepublik Deutschland. Sollte er eine Steuerfreiheit 
bejahen, wird sich die Anschlussfrage stellen, ob Fahrschulen den sich hieraus ergebenden Vorteil zivil-
rechtlich an ihre Kunden durch eine geänderte Preisbildung weitergeben. 
 
 



11.  Bearbeitungsentgelt bei Unternehmerdarlehen 
 
Vorformulierte Bestimmungen über ein laufzeitunabhängiges Bearbeitungsentgelt in Darlehensverträ-
gen, die zwischen Kreditinstituten und Unternehmern geschlossen wurden, sind unwirksam. Dies ent-
schieden die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) in 2 Verfahren vom 4.7.2017. 
 
Grundsätzlich sind Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, wenn sie den 
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benach-
teiligen. 
 
Die Angemessenheit der Klauseln lässt sich nach Auffassung des BGH auch nicht mit Besonderheiten 
des kaufmännischen Geschäftsverkehrs rechtfertigen. Soweit hierzu eine geringere Schutzbedürftigkeit 
und eine stärkere Verhandlungsmacht von Unternehmern im Vergleich zu Verbrauchern angeführt wer-
den, wird übersehen, dass der Schutzzweck der o. g. Regelung, die Inanspruchnahme einseitiger Gestal-
tungsmacht zu begrenzen, auch zugunsten eines – informierten und erfahrenen – Unternehmers gilt.  
 
 
12.  EuGH moniert pauschale Stornogebühren und intransparente Preise für  
 Flugreisende 
 
In ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen nahm eine Fluggesellschaft eine Klausel auf, nach der ei-
nem Reiseteilnehmer 25 € Bearbeitungsgebühr von dem ihm zu erstattenden Betrag einbehalten werden, 
wenn er eine Buchung für einen Flug im Spartarif storniert oder den Flug nicht antritt. 
 
Die Richter des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) sehen das anders und entschieden dazu, dass Flug-
gesellschaften keine pauschalen Bearbeitungsgebühren für die Stornierung eines Fluges berechnen dür-
fen. 
 
Ferner stellte der Bundesverband der Verbraucherzentralen bei einer Online-Probebuchung im Jahr 
2010 fest, dass die ausgewiesenen Steuern und Gebühren viel niedriger waren als die tatsächlich an die 
betreffenden Flughäfen abzuführenden. 
 
Hierzu stellte der EuGH fest, dass dem Kunden immer die Höhe der Beträge mitzuteilen sind, die im zu 
zahlenden Endpreis auf den Flugpreis, die Steuern, die Flughafengebühren und die sonstigen Gebühren, 
Zuschläge und Entgelte als Bestandteile des Endpreises entfallen. Hätten die Luftfahrtunternehmen die 
Wahl, die entsprechenden Steuern, Gebühren, Zuschläge und Entgelte entweder in den Flugpreis einzu-
beziehen oder sie gesondert auszuweisen, würde das mit der Verordnung verfolgte Ziel der Information 
und Transparenz in Bezug auf die Preise nicht erreicht. 
 
 
13.  Beweislast für rechtzei-tige Unterrichtung bei Flugannullierung 
 
In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) entschiedenen Fall buchte ein Fluggast über einen 
Online-Reisevermittler einen Hin- und Rückflug mit einer Surinamischen Luftfahrtgesellschaft. Der 
Hinflug war für den 14.11.2014 vorgesehen. Am 9.10.2014 unterrichtete die Gesellschaft den Reise-
vermittler über die Annullierung dieses Flugs. Am 4.11.2014 wurde der Kunde mit einer E-Mail des 
Reisevermittlers darüber unterrichtet.  
 
Unter Berufung auf die Unionsverordnung über Ausgleichsleistungen für Fluggäste bei Annullierung 
von Flügen forderte er von der Gesellschaft die Zahlung des darin geregelten Pauschalbetrags von 600 
€. Die Verordnung sieht u. a. vor, dass den Fluggästen ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen einge-
räumt wird, es sei denn, sie wurden über die Annullierung des Flugs mindestens 2 Wochen vor der Ab-
flugzeit unterrichtet. 
 
Dazu entschieden die EuGH-Richter, dass ein Luftfahrtunternehmen, welches nicht beweisen kann, dass 
ein Fluggast über die Annullierung seines Flugs mindestens 2 Wochen vor der planmäßigen Abflugzeit 



unterrichtet worden ist, diesem einen Ausgleich zu leis-ten hat. Dies gilt nicht nur bei einem unmit-
telbar zwischen dem Fluggast und dem Luftfahrtunternehmen, sondern auch bei einem über ei-
nen Online-Reisevermittler geschlossenen Beförderungsvertrag. 
 
 
14.  Vergabe von Wohnungsimmobilienkrediten wird erleichtert 
 
Anfang 2016 hatte die Bundesregierung mit der Umsetzung der sog. Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
eine strengere Prüfung der Kreditwürdigkeit bei der Immobilienkreditvergabe eingeführt. Die bestehen-
den Regelungen zur Vergabe von Darlehen für Wohnimmobilien wurden nun präzisiert. 
 
 Vergabe von Darlehen für Wohnimmobilien: Künftig kann eine Wertsteigerung durch Baumaß-

nahmen oder Renovierung einer Wohnimmobilie bei der Kreditwürdigkeitsprüfung berücksichtigt 
werden. 
Ferner sind die gesetzlichen Vorgaben für Verbraucher-Darlehensverträge grundsätzlich nicht auf 
sog. „Immobilienverzehrkredite“ anwendbar. Das sind Kredite, bei denen man das Eigenheim etwa 
an die Bank verkauft, die dafür eine lebenslange Rente zahlt und außerdem ein lebenslanges Wohn-
recht gewährt. 

 Verbot sog. Kopplungsgeschäfte: Bei Immobilienkrediten gilt zudem ein weitgehendes Verbot sog. 
Kopplungsgeschäfte. Bei Geschäften dieser Art gibt es das Darlehen nur im Paket mit anderen Fi-
nanzprodukten oder -diensten; etwa mit Sparkonten, Pfandbriefen oder Versicherungen. Ausgenom-
men davon sind im Verbraucherinteresse liegende Produkte wie Bausparverträge oder Riester-
Sparverträge. 

 Kein ewiges Widerrufsrecht: Um ein „ewiges Widerrufsrecht“ auszuschließen, erlischt dieses spä-
testens nach einem Jahr und 14 Tagen. Für sog. „Altverträge“, die zwischen dem 1.8.2002 und dem 
10.6.2010 abgeschlossen wurden, gilt es nicht mehr wie bisher unbegrenzt. Drei Monate nach In-
krafttreten des Gesetzes zum 21.3.2016 endete hier das Widerrufsrecht. Die Widerrufsbelehrung war 
in diesen Fällen häufig wegen eines Formfehlers und nicht wegen falschen Inhalts fehlerhaft. 

 Stärkere Verbraucherrechte bei Null-Prozent-Krediten: Verkäufer müssen auch hier die Kredit-
würdigkeit ihrer Kunden genauer prüfen. Auch bei Null-Prozent-Finanzierungen gilt ein Widerrufs-
recht. Das war bisher nicht der Fall. 

 Sachkundenachweis für Immobilien-Darlehensvermittler: Im-mobilien-Darlehensvermittler müs-
sen einen Sachkundenachweis führen. Und sie müssen sich registrieren lassen sowie eine Berufs-
haftpflichtversicherung abschließen. 
Die Bundesregierung führt auch für Immobilienkredite den unabhängigen Honorarberater ein. Er 
muss seiner Beratung einen ausreichenden Marktüberblick zugrunde legen. Seine Vergütung erhält 
er nur von dem Kunden, der ihn beauftragt hat. 

 Mehr Schutz bei hohen Dispozinsen: Bei dauerhafter oder erheblicher Überziehung von Konten 
müssen Institute eine Beratung über kostengünstigere Alternativen anbieten, wenn der Kunde den 
eingeräumten Überziehungsrahmen über 6 Monate hinweg ununterbrochen zu durchschnittlich 75 % 
ausschöpft oder er sein Konto bei geduldeter Überziehung über 3 Monate hinweg durchschnittlich 
um mehr als 50 % des monatlichen Geldeingangs überzieht. 
Die Beratung hat in einem persönlichen Gespräch zu erfolgen – möglich auch per Telefon. Ort und 
Zeitpunkt des Gesprächs sind zu dokumentieren. Das Angebot ist zu wiederholen, sobald die ge-
nannten Voraussetzungen erneut vorliegen. Darüber hinaus müssen die Institute klar und eindeutig 
über die Höhe der Zinsen für den Dispokredit informieren. Er muss auch auf ihrer Webseite gut 
sichtbar sein. 

 
 
15.  Reform der Betriebsrente 
 
Mit dem nun auch vom Bundestag beschlossenen Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversor-
gung und zur Änderung anderer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) erfolgt eine Reform der Be-
triebsrente, die sich insbesondere an kleine und mittlere Unternehmen sowie Beschäftigte mit geringem 
Einkommen richtet. Hier die wichtigsten Regelungen: 



 
Sozialpartnermodell: Im Betriebsrentengesetz wird den Sozialpartnern ermöglicht, künftig auf der 
Grundlage von Tarifverträgen sog. reine Beitragszusagen einzuführen und damit die Arbeitgeber von 
bisherigen Haftungsrisiken für Betriebsrenten zu entlasten. Entsprechend werden auch keine Mindest- 
bzw. Garantieleistungen der durchführenden Versorgungseinrichtungen mehr vorgesehen. Auch nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und Beschäftigte können vereinbaren, dass die einschlägigen Tarifverträge 
für sie gelten sollen. Überwacht wird die Betriebsrente von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht.  
 
Steuerliche Förderung: Ein neues spezifisches Steuer-Fördermodell für zusätzliche Beiträge des Ar-
beitgebers in eine betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers wird für Geringverdiener einge-
führt. Dafür erhalten Arbeitgeber einen direkten Steuerzuschuss von 30 %, wenn sie Beschäftigten mit 
weniger als 2.200 € brutto/Monat eine Betriebsrente anbieten. Dazu müssen sie Beiträge zwischen 240 € 
bis 480 € jährlich zahlen.  
Zudem erhöht sich der Rahmen für steuerfreie Zahlungen in betriebliche Versorgungseinrichtungen auf 
bis zu 8 % der Rentenbeitragsbemessungsgrenze (RV-BBG).  
Die 20 % Pauschalbesteuerungsmöglichkeit wird beibehalten. Die tatsächlich pauschalbesteuerten Be-
träge im Kalenderjahr werden auf den neuen steuerfreien Dotierungsrahmen von 8 % der RV-BBG an-
gerechnet. 
 
Mehr Riester-Grundzulage: Die Grundzulage bei der Riester-Rente wird von derzeit 154 € auf 175 € 
jährlich erhöht. 
 
Zusatzrenten bei Grundsicherung teilweise anrechnungsfrei: Für Personen, die neben einer kleinen 
Rente auch Grundsicherung beziehen, bleiben freiwillige Zusatzrenten künftig bis 202 € anrechnungs-
frei. Das gilt für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie bei der ergänzenden 
Hilfe zum Lebensunterhalt in der Kriegsopferfürsorge. 
 
 
16.  Werbeanrufe nach Vertragsende 
 
In einem vom Oberlandesgericht Köln (OLG) entschiedenen Fall konnten Verbraucher auf der Webseite 
der Telekom Deutschland GmbH beim Abschluss eines Telefonvertrags per Klick in die Nutzung ihrer 
Vertragsdaten zur „individuellen Kundenberatung“ bis zum Ende des auf die Kündigung folgenden 
Kalenderjahres einwilligen. Das Unternehmen wollte seine ehemaligen Kunden über neue Ange-bote 
und Services per E-Mail, Telefon, SMS oder MMS infor-mieren und beraten. Ein späterer Widerruf war 
jederzeit möglich. 
 
Das OLG untersagte eine Einwilligungserklärung über die Nutzung von Vertragsdaten für Werbenach-
richten oder -anrufe zur „individuellen Kundenberatung“ nach Vertragsende.  
 
Nach Auffassung des OLG verstößt die Werbebefugnis gegen das Verbot belästigender Werbung. Sie 
erlaubt dem Unternehmen, Vertragsdaten eines Verbrauchers in erheblichem Umfang zur „individuellen 
Kundenberatung“ am Telefon zu verwenden. Im ungünstigsten Falle sei der betroffene Verbraucher 
bereits seit fast 2 Jahren kein Kunde mehr und zudem nach Vertragsende wahrscheinlich längst Kunde 
eines Wettbewerbers.  
 
 
17. „Sofortüberweisung“ als einzige kostenlose Zahlungsweise im Internet  
 nicht zulässig 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BFH) entschiedenen Fall bot eine Reiseplattform im Internet das 
Bezahlen mit Kreditkarte nur gegen ein zusätzliches Entgelt an. Bei einem Reisepreis von ca. 120 € 
fielen Kosten in Höhe von 12,90 € an. Kostenlos konnte nur per „Sofortüberweisung“ gezahlt werden. 
Hierbei öffnete sich ein Dialogfenster. Eingegeben werden sollten die Kontodaten inklusive PIN und 



TAN. Damit prüfte der Anbieter dann unter anderem den Kontostand, den Disporahmen und ermittelte, 
ob der Kunde andere Konten hatte. 
 
Die Richter des BGH entschieden dazu in ihrem Urteil vom 18.7.2017, dass „Sofortüberweisung“ nicht 
als einzige kostenlose Zahlungsweise zumutbar ist. So darf, nach Auffassung der Bundesrichter, die 
einzige kostenlose Zahlungsart Verbraucher nicht dazu zwingen, mit einem nicht beteiligten Dritten in 
vertragliche Beziehungen zu treten und diesem hochsensible Finanzdaten zu übermitteln. Grundsätzlich 
kann das Geschäftsmodell „Sofortüberweisung“ betrieben werden. Den Kunden müssten jedoch weitere 
kostenlose Zahlungsmöglichkeiten angeboten werden. 
 
 
18.  Weitergabe von Patientendaten rechtfertigt außerordentliche Kündigung 
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg (LAG) entschiedenen Fall hatte eine Arzthelfe-
rin ein Terminblatt (Name und Geburtsdatum waren ersichtlich) vom Bildschirm mit einem Smartphone 
abfotografiert und an ihre Tochter weitergeleitet. Diese wiederum hatte das Foto bei einem Sporttraining 
weitergezeigt. Der Arbeitgeber erfuhr davon und sprach der Arzthelferin die außerordentliche Kündi-
gung aus. 
 
Dazu entschieden die Richter des LAG, dass das Verhalten der Angestellten an sich – losgelöst von den 
besonderen Umständen und den beiderseitigen Interessen – geeignet war, eine außerordentliche Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses zu begründen. Es stellt einen wichtigen Grund zur außerordentlichen 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses dar, wenn die medizinische Fachangestellte einer Arztpraxis Pati-
entendaten unbefugt nach außen gibt.  
 
Die Gewährleistung der ärztlichen Schweigepflicht, auch durch das nichtärztliche Personal, ist grundle-
gend für das erforderliche Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patient. Die Betreiber medizinischer 
Einrichtungen haben daher ein gewichtiges Interesse daran, dieses Vertrauen bei Störungen durch Preis-
gabe von Patientendaten möglichst schnell wiederherzustellen. 
 
Hinweis: Neben der arbeitsrechtlichen Beurteilung gibt es noch die strafrechtliche Seite. Wer unbefugt 
ein Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm z. B. als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, macht sich strafbar. Angestellte dieser Berufsträger 
stehen diesen gleich. 
 
 
19. Grobe Beleidigung rechtfertigt fristlose Kündigung 
  
Grundsätzlich kann ein Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung 
des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann. Grobe Be-
leidigungen können eine fristlose Kündigung rechtfertigen. Die strafrechtliche Beurteilung ist kün-
digungsrechtlich nicht ausschlaggebend. 
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) am 24.1.2017 entschiedenen Fall wurde 
einem Arbeitnehmer fristlos gekündigt, weil er behauptet hatte, dass sich der Vater des Geschäftsführers 
ihm gegenüber „wie ein A...“ verhalten hätte und dass der Geschäftsführer auf dem besten Wege sei, 
seinem Vater den Rang abzulaufen. 
 
Die Richter des LAG gaben dem Arbeitgeber recht und beurteilten die Kündigung als zulässig. In ihrer 
Begründung führten sie aus, dass selbst unter Berücksichtigung der mehr als 23-jährigen Betriebszuge-
hörigkeit und der aktuellen Rentennähe die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses auch nur bis zum Ab-
lauf der Kündigungsfrist dem Arbeitgeber nicht zumutbar war. 
 
 



20. Altersdiskriminierung bei Stellenausschreibung  
 
Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz sollen Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder 
wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität verhindert oder beseitigt werden.  
 
Demnach dürfen auch Beschäftigte nicht wegen eines der o. g. Gründe benachteiligt werden. Auch eine 
Arbeitsplatzausschreibung muss dieses berücksichtigen. Bei einem Verstoß gegen das Benachteili-
gungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. 
 
Eine Stellenausschreibung mit der Formulierung „erste Berufserfahrung“ und „Berufsanfänger“ kann 
mittelbar mit dem im Gesetz genannten Grund „Alter“ verknüpft und daher diskriminierend sein. Dies 
ist insbesondere anzunehmen, wenn damit signalisiert wird, lediglich Interesse an der Gewinnung jünge-
rer Mitarbeiter zu haben. Personen mit längerer Berufserfahrung weisen typischerweise ein höheres 
Lebensalter auf. 
 
Eine Stellenausschreibung zielt nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts in seiner Entscheidung vom 
26.1.2017 jedoch nicht auf eine Personengruppe bestimmten Alters, wenn dieser entnommen werden 
kann, dass vom Bewerber beispielsweise eine „einschlägige Berufserfahrung“ erwartet wird bzw. als 
Berufseinsteiger seine Interessensschwerpunkte „in den genannten Rechtsgebieten“ (wurden aufgeführt) 
liegen. 
 
Anmerkung: Immer häufiger haben sich die Arbeitsgerichte mit klagenden Bewerbern zu befassen, die 
über „Scheinbewerbungen“ und der erwarteten Ablehnung derselben Schadensersatz wegen Diskrimi-
nierung fordern. Um solchen „Scheinbewerbungen“ den Wind aus den Segeln zu nehmen, sollten Sie 
sich zu den einzelnen Stellenausschreibungen fachlich beraten lassen. 
 
 

21. Fristlose Kündigung wegen illoyalen Verhaltens 
 
Betreibt die Geschäftsführerin eines Vereins auf intrigante Weise zielgerichtet die Abwahl des Vereins-
vorsitzenden, kann dies die außerordentliche Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses rechtfertigen. Durch 
ein solch illoyales Verhalten wird die für eine weitere Zusammenarbeit erforderliche Vertrauensbasis 
zerstört und der Betriebsfriede erheblich gestört. 
 
 

22. Verkennung eines akuten medizinischen Notfalls im Rahmen eines  
 Hausnotrufvertrags 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 11.5.2017 entschiedenen Fall schloss ein Mann mit einem 
Unternehmen einen „Dienstleistungsvertrag zur Teilnahme am Hausnotruf“ ab. Der Vertrag lautet u. a. 
wie folgt: „Das Hausnotrufgerät wird an eine ständig besetzte Zentrale angeschlossen. Von dieser Zent-
rale wird im Fall eines Notrufs unverzüglich eine angemessene Hilfeleistung vermittelt (z. B. durch 
vereinbarte Schlüsseladressen, Rettungsdienst, Hausarzt, Schlüsseldienst).“ 
 
Der Notfall trat ein, der Mann betätigte die Hausnotruftaste. Der den Anruf entgegennehmende Mitar-
beiter vernahm minutenlang lediglich ein Stöhnen. Das Unternehmen veranlasste daraufhin, dass ein 
Mitarbeiter eines Sicherheitsdienstes sich zu der Wohnung des Notleidenden begab. Der Mitarbeiter 
fand den Mann am Boden liegend vor, veranlasste allerdings keine weiteren Maßnahmen. Zwei Tage 
später fanden die Angehörigen den Mann in der Wohnung liegend; er wurde in eine Klinik eingeliefert. 
Dort diagnostizierte man einen ein bis drei Tage zurückliegenden Schlaganfall. 
 
Bei einem Hausnotrufvertrag handelt es sich um einen Dienstvertrag. Das dienstleistende Unternehmen 
schuldete keinen Erfolg etwaiger Rettungsmaßnahmen, ist allerdings verpflichtet, unverzüglich eine 
angemessene Hilfeleistung zu vermitteln. 
 



In dem o. g. Fall entschied der BGH, dass das Unternehmen die ihm nach dem Hausnotrufvertrag oblie-
genden Schutz- und Organisationspflichten grob vernachlässigt hat und deshalb eine Beweislastumkehr 
zugunsten des geschädigten Vertragspartners eingreift, soweit es um die Frage geht, ob die schwerwie-
genden Folgen des Schlaganfalls auch bei rechtzeitiger Hinzuziehung eines Rettungsdienstes eingetreten 
wären. 
 
 

23. Kein höheres Elterngeld aufgrund der Einmalzahlung von Urlaubs- oder  
 Weihnachtsgeld 
 
Jährlich einmal gezahltes Urlaubs- oder Weihnachtsgeld erhöhen nicht das Elterngeld. Diese Gelder 
bleiben bei der Bemessung des Elterngeldes als sonstige Bezüge außer Betracht. Dies hat das Bundesso-
zialgericht am 29.6.2017 entschieden. 
 
Das Elterngeld bemisst sich für Arbeitnehmer nach dem Durchschnitt des laufenden, in der Regel mo-
natlich zufließenden Lohns im Bemessungszeitraum. Üblicherweise sind damit die laufenden Löhne in 
den 12 Kalendermonaten vor dem Geburtsmonat des Kindes Grundlage der Berechnung. Nicht zu die-
sem laufenden Arbeitseinkommen gehören Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, welches im Bemessungszeit-
raum jeweils nur einmal gewährt wird. Sie zählen zu den für die Bemessung des Elterngeldes unmaß-
geblichen, lohnsteuerlich als sonstige Bezüge behandelten Einnahmen. 
 
Eine Zuordnung zum laufenden Lohn folgt nicht daraus, dass Urlaubs- und Weihnachtsgeld als Teile 
des Gesamtjahreslohns zu berechnen sind. Auch dass sie in gleicher Höhe wie regelmäßiger Monatslohn 
gezahlt werden, begründet keine wiederholten beziehungsweise laufenden Zahlungen. Die Zahlung 
erfolgte vielmehr anlassbezogen einmal vor der Urlaubszeit und einmal vor Weihnachten. 
 
 
24. Höhere Pfändungsfreigrenzen seit 1.7.2017 
 
Seit 1.7.2017 gilt die neue Pfändungstabelle nach der Zivilprozessordnung. Der unpfändbare Grundbe-
trag ist auf 1.133,80 Euro/Monat (vorher: 1.073,88 €/Monat) gestiegen. 
 
Ist der Schuldner bzw. die Schuldnerin zu Unterhaltszahlungen verpflichtet, erhöht sich der unpfändbare 
Betrag entsprechend der Unterhaltsberechtigten. Bei einer Unterhaltspflicht für eine Person darf ein 
zusätzlicher Betrag von 426,71 €/Monat (bis 30.6.2017: 404,16 €/Monat) nicht gepfändet werden, für 
die zweite bis fünfte Person jeweils zusätzlich 237,73 €/Monat (bis 30.6.2017: 225,17 €/Monat). 
 
Ermittelt werden kann die Höhe des unpfändbaren Arbeitseinkommens z. B. mit dem Pfändungsfreibe-
tragsrechner auf dem Justizportal NRW (www.justiz.nrw.de – Bürgerservice – Broschüren und Hilfen – 
Berechnung des Pfändungsfreibetrags). 
 
 
 
 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 %
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 %
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 



 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2017: Juni = 109,0; Mai =108,8; April = 109,0; März = 109,0;  
Februar = 108,8; Januar = 108,1 
2016: Dezember = 108,8; November = 108,0;Oktober = 107,9;  
September = 107,7; August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


